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INTERPELLATION von Michèle Dünki (SP, Glattfelden) und Isabel Bartal (SP, Zürich) 
 
betreffend Hilfestellung des Kantons für Gemeinden bei der Integration von  

vorläufig aufgenommenen Personen und anerkannten Flüchtlingen 
 
 
Die Zahl an Flüchtlingen weltweit erreicht derzeit den höchsten Stand seit dem Ende des zwei-
ten Weltkriegs. Tausende versuchen gegenwärtig, den unerträglichen Lebensbedingungen in 
ihren Heimatländern zu entfliehen. Ende 2015 befanden sich 33‘059 vorläufig aufgenommene 
Personen und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge (VA) sowie 40‘277 anerkannte Flüchtlinge 
(AF) in der Schweiz. 32‘701 Personen waren im Verfahrensprozess (Asylstatistik 2015, SEM). 
Am 31. Januar 2016 befanden sich im Kanton Zürich 6'180 vorläufig Aufgenommene. Weitere 
5'063 Personen sind noch im Verfahrensprozess. 
 
Die zunehmende Zahl an Flüchtenden fordert vor allem unsere Gemeinden heraus. Zu Themen 
wie Integration und dem Umgang mit zivilgesellschaftlichem Engagement sind die Gemeinden 
auf Hilfestellungen durch den Kanton nach der Zuweisung der Asylsuchenden angewiesen. 
 
Der Regierungsrat wird gebeten, die folgenden Fragen zu beantworten: 
 
1. Wie unterstützt der Regierungsrat die Gemeinden bei ihrer Aufgabe zur Integration der 

vorläufig aufgenommenen Personen und anerkannten Flüchtlingen? 
 

2. Fände der Regierungsrat es sinnvoll, wenn es einen kantonsweiten Minimalstandard an 
Integrationsangeboten in den Gemeinden geben würde und wenn ja, wie könnte der  
Kanton die Gemeinden bei der Schaffung eines Minimalstandards unterstützen? 
 

3. Plant der Regierungsrat weitere, konkrete Massnahmen um die Gemeinden bei ihrer Auf-
gabe zur Integration der vorläufig aufgenommenen Personen und anerkannten Flüchtlingen 
zu unterstützen? Wenn ja, welche? Und in welchem Zeitraum? Wenn nein, wieso nicht? 
 

4. In der Strategie zur Verwendung der Integrationspauschale für vorläufig aufgenommene 
Personen und anerkannte Flüchtlinge (2015) ist formuliert: «Die zentralen Ziele im Zusam-
menhang mit der Verwendung der Integrationspauschale sind: 1. Senkung des hohen An-
teils an Sozialhilfeabhängigen unter den vorläufig aufgenommenen Personen / anerkann-
ten Flüchtlingen. Mit geeigneten Massnahmen soll diese Zielgruppe wirksam erreicht wer-
den, um sie möglichst rasch in den Arbeitsmarkt zu integrieren».  
Wie unterstützt der Regierungsrat Arbeitgeber, die gerne eine vorläufig aufgenommene 
Person / einen anerkannten Flüchtling einstellen möchten?  
 

5. Sind Hilfestellungen für Privatpersonen und Firmen geplant, welche die Bedingungen und 
einzelnen Schritte für die Anstellung von vorläufig aufgenommenen Personen und aner-
kannten Flüchtlingen aufzeigen? Wenn nein, wieso nicht?  
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